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Kontrahenten Dyba, Beck: „Ich würde vorschlagen, dass Sie sich erst einmal entschuldigen“
S P I E G E L - S T R E I T G E S P R Ä C H

„Schritt in 
die Degeneration“

Der Fuldaer Erzbischof Johannes Dyba 
und der grüne Bundestagsabgeordnete Volker Beck über das

Gleichstellungsgesetz für homosexuelle Paare
SPIEGEL: Erzbischof Dyba, seitdem Sie
gegen den Gesetzentwurf der Bundes-
regierung zu gleichgeschlechtlichen Part-
nerschaften gewettert haben, geht ein
Aufschrei durchs Land. Lesben und
Schwule organisieren Mahnwachen und
haben Strafanzeigen wegen Volksver-
hetzung gegen Sie gestellt. Wundert 
Sie das?
Dyba: Den Aufschrei bin ich eigentlich ge-
wohnt. Nur geht die Kritik ja gar nicht auf
meine Gründe ein, sondern hängt sich am
Reizwort der „importierten Lustknaben“
auf. Es wird der Kirche oft vorgeworfen,
dass sie in einer Sprache redet, die das

Das Streitgespräch moderierten die SPIEGEL-Redakteu-
re Christoph Mestmacher und Peter Wensierski.
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Volk nicht mehr versteht. Wenn ich aber
mal ganz klar spreche und womöglich noch
den Finger auf eine Wunde in der Gesell-
schaft lege, dann schreien all diese Gut-
menschen, die in Deutschland auf den
Thronen der „political correctness“ Platz
genommen haben und anderen die Termi-
nologie vorschreiben.
SPIEGEL: Stehen Sie denn zu Ihrer Mei-
nung?
Dyba: Selbstverständlich. Muss das tabu
bleiben? Man muss sich doch schon blind
stellen, wenn man den gewaltigen Umfang
an Menschenhandel und -missbrauch, den
deutsche Männer im In- und Ausland in
Gang halten, nicht zur Kenntnis nehmen
will. Mein Thema ist ein ganz anderes.
Mein Thema ist die Schöpfungsordnung,
rung ihrer Lebensgemeinschaft zu ermög-
lichen“. Der Gesetzgeber sei daran nicht
gehindert. 

Auch Christine Hohmann-Dennhardt,
ehemals Justizministerin in Hessen, heute –
dank der Protektion durch Herta Däubler-
Gmelin – als Richterin am Bundesverfas-
sungsgericht für den Ehe- und Familien-
schutz zuständig, hat sich als Politikerin wie-
derholt für Verbesserungen zu Gunsten
gleichgeschlechtlicher Paare ausgesprochen,
zum Beispiel im Erb- und Mietrecht. Und sie
versprach vor ihrer Wahl zur Verfassungs-
richterin: „Mein Bild von einer sozialen
Gesellschaft hänge ich nicht am Gardero-
benständer ab, wenn ich gewählt werde.“
Allerdings betonte sie auch immer wieder,
nicht am besonderen Schutz der Ehe durch
das Grundgesetz rütteln zu wollen.

Ohne Rütteln wird es wohl nicht gehen.
Zu schmal ist die von Karlsruhe gelassene
Lücke zwischen erwünschter Nicht-Dis-
kriminierung und verbotener Bevorzugung
gleichgeschlechtlicher Paare.

Gerechtigkeit ist nur mit einer Reform
zu haben, die nicht allein versucht, den
Schwulen Gutes zu tun, sondern zugleich
die besondere Fürsorge des Staates für Ehe
und Familie neu organisiert.

Die Idee des Grundgesetzes, alle Famili-
en denselben Regeln zu unterwerfen, ist
überholt. „Mit nur einem Modell des Zu-
sammenlebens“, erklärt der Münchner Fa-
milienwissenschaftler Wassilios Fthenakis,
„wird es kaum gelingen, gesellschaftlichen
Entwicklungen gerecht zu werden.“ Fthe-
nakis hat den Überblick: Er ist einer der
Mitautoren der Studie des Hamburger Max-
Planck-Instituts, das im Auftrag der Bun-
desregierung die rechtliche Situation der
homosexuellen Paare in Europa erforschte.

Der Professor empfiehlt „eine rechtliche
Regelung der unterschiedlichen Formen
von Partnerschaft, ungeachtet der Ge-
schlechtsorientierung“. Familienpolitik hat
künftig zu unterscheiden zwischen Famili-
en mit Kindern und sonstigen Bezie-
hungskisten, ob hetero oder homo.

So ein sozialstaatliches Verständnis von
Artikel 6 würde es erlauben, nur noch die
Kinderfamilie zu bevorzugen, alle kinder-
losen Paare im Übrigen gleichzustellen.
Steuervorteile für kinderlose Doppelver-
diener gäbe es dann nur noch nach Lage
der Staatskasse.

Konzentriert sich die Fürsorge des Staa-
tes auf die Familien, die früher, zu Kaisers
Zeiten, gemeint waren, kommt die Politik
zu überraschend modernen Ergebnissen.
Zuwendungen für Ehen, die wirklich Kin-
der haben, sind eine Art soziale Bevölke-
rungspolitik und könnten zudem den Sor-
gen abhelfen, die Rentenpolitiker wegen
des mangelnden Nachwuchses haben.

Das wär’s: ein Angriff auf die Ehe – zum
Schutz der Familie, der mit Kindern.

Thomas Darnstädt, 
Susanne Fischer, Dietmar Hipp, Nicola Kind,

Romain Leick, Norbert F. Pötzl, 
Susanne Weingarten, Helene Zuber



Gesellschaft
mein Thema ist das Grundgesetz, und mein
Thema ist die Degeneration.
Beck: Ich würde eigentlich von Ihnen er-
warten, dass Sie sich für Äußerungen, die
Sie in diffamierender Weise gegen Ho-
mosexuelle regelmäßig vortragen, ent-
schuldigen und eine andere Tonlage an-
schlagen. Dann können wir darüber reden:
Was sind die Grundlagen unseres Lebens-
gemeinschaftsrechts?
Christopher Street Day in Berlin*: „So etwas w
Dyba: Ich würde vorschlagen,
dass Sie sich erst mal dafür
entschuldigen, dass Sie 
mir Diffamierung vorwerfen.
Sie haben ein Problem mit
den Tatsachen. Sie sind 
ein typischer Vertreter die-
ser Empörungsterminologie.
Man kann aber einen Brand
nicht dadurch löschen, dass
man den Feuermelder ka-
puttschlägt. Das versuchen
Sie dauernd. 
Beck: Über die ethische
Grundhaltung, das verfas-
sungsrechtliche Verständnis
können wir gern streiten. Was
ich von einem Vertreter der
katholischen Kirche erwarte,
einer Organisation, die für
sich Kompetenz in ethischen
Fragen und Werthaltungen zu
Recht reklamiert, ist Respekt
vor anderen Werthaltungen
und vor anderen Menschen.
Das vermisse ich bei Ihnen
seit Jahren. Als Angehöriger
einer Minderheit fühle ich
mich von Ihnen regelmäßig
verletzt.
Dyba: Sich verletzt zu fühlen
ist bei Ihnen Methode. Sie
gefallen sich immer in einer
Opferrolle.

Beck: Ich kann viel wegstecken. Aber wenn
Sie Aidskranke als „Tote auf Urlaub“ be-
zeichnen, Befürworter einer rechtlichen An-
erkennung gleichgeschlechtlicher Partner-
schaften in die Nähe Geisteskranker rücken,
regelmäßig das Thema Homosexualität mit
sexuellem Missbrauch oder Menschenhan-
del in Zusammenhang bringen, dann grei-
fen Sie die Würde von Menschen an, da
überspannen Sie den Bogen wirklich.
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Dyba: Zum einen habe ich viele dieser Aus-
sagen nie gemacht, aber solange ich die
Lehre der katholischen Kirche vertrete,
dass die homosexuelle Praxis der Schöp-
fungsordnung widerspricht und damit auch
der Menschenwürde, werden Sie mir im-
mer Diskriminierung vorwerfen.
SPIEGEL: Herr Dyba, Herr Beck, Entschul-
digungen sind offensichtlich nicht zu er-
warten. Sie, Bischof Dyba, haben in Ihrer
SPIEGEL-Polemik von einer Aushöhlung
des Grundgesetzes und einem weiteren fa-
talen Schritt in die „Degeneration im wört-
lichsten Sinne des Wortes“ gesprochen,
wenn das Gleichstellungsgesetz verab-
schiedet wird. Wie darf man das denn ver-
stehen, wenn nicht als harten Angriff gegen
Homosexuelle?
Dyba: Das ist kein Angriff gegen Homo-
sexuelle, sondern gegen dieses Vorhaben.
Wir haben ja im Grundgesetz eben keine
Gleichstellung von Ehe und Familie und
homosexuellen Partnerschaften, sondern
wir haben einen besonderen Schutz der
Familie. Wenn die rot-grüne Regierung
jetzt für völlig andere Partnerschaften Vor-
teile in Anspruch nehmen will, die das
Grundgesetz wohl überlegt nur der Ehe
und der Familie gewährt, halte ich das für
Unrecht.
Beck: Dieser Vorwurf ist sachlich falsch.
Unser Entwurf enthält einen Abstand 
zwischen Ehe und eingetragener Part-
nerschaft. Unsere Philosophie ist, den
gleichgeschlechtlichen Paaren die Mög-
lichkeit zu geben, sich unterhaltsrechtlich
und familienrechtlich in gleicher Weise 
zu verpflichten …
Dyba: … homosexuelle Partnerschaften
sind keine Familie!
Beck: Moment, Herr Bischof, hören Sie bit-
te weiter zu! Das ist doch eine große Bür-
de, die die Menschen da auf sich laden.
Sie übernehmen gegenseitige finanzielle
Fürsorge und Verantwortung. Wenn sie das
wollen, sollen sie sich nach unserer Mei-
nung dafür freiwillig entscheiden können.
Im Gegensatz zur Ehe leiten wir nichts ab,
was an das Vorhandensein von Kindern
geknüpft ist.
Dyba: Das wäre ja auch noch schöner!
Beck: Wir wollen den in Artikel 6 Grund-
gesetz verankerten Schutz von Ehe und
Familie nicht abschleifen. Das sind auch
für uns wichtige Institutionen, die aber
ständig modernisiert werden müssen.
SPIEGEL: Was ist in Ihren Augen, Bischof
Dyba, das Besondere an Ehe und Familie
im Unterschied zu einer gleichgeschlecht-
lichen Partnerschaft?
Dyba: Ehe setzt Mann und Frau voraus.
Ehe auf gleichgeschlechtliche Partner zu
beziehen ist ein Abschied von Tatsachen.
Beck: Einen gesellschaftlichen Wandel hält
selbst das Bundesverfassungsgericht für
möglich. Bloß weil es so etwas noch nicht
gab, muss es nicht ewig so bleiben. 

* Am 24. Juni.
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aar mit Adoptivsohn*: „Familie ist da, wo Kinde

Gesellschaft
Dyba: Ja, seit Adam und Eva hat es das
noch nicht gegeben. Den besonderen
Schutz für Ehe und Familie gibt es natür-
lich, weil sie die kommende Generation
bringen, weil sie durch Aufziehen von Kin-
dern mit vielen Lasten und Pflichten un-
sere Zukunft garantieren. Wenn Sie, Herr
Beck, bei niedrigsten Geburtenzahlen, ho-
hen Scheidungsraten, vielen Schwanger-
schaftsabbrüchen homosexuelle Verhält-
nisse mit Ehe und Familie gleichsetzen,
dann ist das ein Schritt in die Degeneration,
weil die Förderung einer künftigen Gene-
ration dadurch in Frage gestellt wird.
Beck: Aber da sind wir doch im Bereich des
Gesellschaftlich-Mythologischen. Familie
ist für mich da, wo Kinder sind. Ob das
eine allein erziehende Mutter ist, ob das ein
Ehepaar mit seinen gemeinsamen Kindern
auch aus früheren Beziehungen ist oder
ob das eine nichteheliche oder gleichge-
schlechtliche Partnerschaft mit Kindern ist.
All dies gibt es, all dies ist Familie. Leider
werden aber diese vielfältigen Lebensfor-
men nicht gefördert, sondern überwiegend
nur das Eheinstitut. Das gleichgeschlecht-
liche lesbische Paar mit vier Kindern be-
kommt diese Fördermaßnahmen nicht. Da
haben wir eine Fehlsteuerung.
Dyba: In einem Punkt würde ich Ihnen so-
gar zustimmen, wenn Sie sagen, das muss
ja erst mal richtig untersucht werden: Was
ist Ehe? Was ist Familie? Warum diese oder
jene Regelung? Deshalb haben auch die
deutschen Bischöfe gefordert, eine grund-
legende Überprüfung des Gesetzentwurfs
in allen seinen Teilen zu ver-
anstalten und das nicht hoppla-
dihopp vor der Sommerpause
einfach über die Bühne gehen
zu lassen, wie das taktisch vor-
gesehen war. Das braucht eine
lange Diskussion, ehe man hier
für eine Minderheit, deren Rol-
le bei der Erziehung von Kin-
dern marginal ist, hundert Ge-
setze ändert. Das ist doch ein
gewaltiger Eingriff.
Beck: Die Diskussion wollen
wir auch mit den Kirchen. Wir
haben versucht, Ihnen begriff-
lich entgegenzukommen. Auch
um bestimmte Werte und Ge-
fühle nicht zu verletzen, haben
wir gesagt, wir nehmen nicht
den Begriff der Ehe, sondern
den der Partnerschaft und ver-
suchen auch, auf einen Abstand ein Stück
weit Wert zu legen, weil wir das für ver-
fassungsrechtlich notwendig halten. Den-
noch sagen Sie immer nur, dass Sie gegen
jede rechtliche Anerkennung homosexu-
eller Partnerschaften sind.
Dyba: Das sage ich nicht.
Beck: Jetzt wird’s interessant. Sagen Sie
mir doch, wofür Sie sind. 
Dyba: Sie können privatrechtlich etwas re-
geln, Besuchserlaubnisse oder was weiß
ich. An konkreten Verbesserungen lässt
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sich da manches erreichen. Sie aber haben
doch nur von der Ehe abgekupfert, ohne
dass Sie es Ehe nennen.
SPIEGEL: Werden wir konkret. Wie steht es
denn um die lesbische Partnerschaft mit
vier Kindern, Herr Bischof?
Dyba: Da muss man sich der Kinder an-
nehmen, das ist klar. Für Kinder, die in ho-
mosexuellen Partnerschaften aufwachsen,
muss natürlich die öffentliche Hand sor-
gen und muss besonders stark darauf ach-
ten, dass das richtig läuft.
Beck: Unser Gesetz orientiert sich da am
Kindeswohl. Wir wollen etwa bei der Be-
messung von Arbeitslosenhilfe erreichen,
dass die Kinder in gleichgeschlechtlichen
Lebensgemeinschaften berücksichtigt wer-
den. Aber genau dagegen laufen Sie Sturm.
Dyba: Jetzt kommen Sie hier dauernd 
mit Kindern an. Das Typische für eine
homosexuelle Partnerschaft ist doch, dass
keine Kinder da sind. Sie kommen jetzt
hier mit Fällen, die absolute Ausnahmen
darstellen.
Beck: Wir wollen ein Gesetz, das die Mög-
lichkeit schafft, mit der Eintragung beim
Standesamt Verpflichtungen zu überneh-
men und bestimmte Rechte zu bekommen.
Die eingetragene Partnerschaft ist keine
Konkurrenz und kein Angriff auf Ehe und
Familie, sondern schafft Leuten, die nicht
heiraten können, weil sie homosexuell
sind, die Möglichkeit, sich in gleicher Wei-
se rechtlich zueinander zu bekennen. Ich
finde, das ist auch eine Frage des Respekts
vor diesen Partnerschaften. Denn Deutsch-
land hat eine schlimme Geschichte mit sei-
ner Homosexuellenverfolgung.
Dyba: Ich bin gegen das „in gleicher Wei-
se“. Wenn sie keine Kinder kriegen kön-
nen, dann können sie auch nicht gleich be-
handelt werden. Man muss Ungleiches un-
gleich behandeln.
SPIEGEL: Wir haben mit schwulen katholi-
schen Priestern gesprochen, die in fester 

* Schlagerstar Patrick Lindner mit seinem Lebensgefähr-
ten Michael Link.
d e r  s p i e g e l 2 9 / 2 0 0 0
Partnerschaft zusammenle-
ben. Die sagen: Wir sind als
Paar ein Bild der Gesell-
schaft, und uns steht gesell-
schaftliche Anerkennung zu.
Haben sie Recht?
Dyba: Die katholische Kirche
lehnt homosexuelle Prakti-
ken vom Glauben her ab.
Wir halten nach kirchlicher
Regel so etwas für einen Irr-
weg. Man darf sie aber nicht
diskriminieren. 
Beck: Das tun Sie aber.
Dyba: Das behaupten Sie!
Beck: Es ist doch auffällig,
dass die katholische Kirche
überall da, wo Homosexuel-
le auch nur um minimalste
Menschenrechte streiten,
sich ihnen entgegenstellt.
Das war bei der Abschaffung
der Strafbarkeit der Erwach-
senen-Homosexualität so, zuletzt in Irland.
Das war jetzt so in einem Brief des Vatikan
an die amerikanische Bischofskonferenz,
als es dort darum ging, dass jemand allein
aufgrund seiner Homosexualität nicht
mehr entlassen werden darf.
Dyba: Sie werden von der Kirche nie errei-
chen, dass sie sagt: Homosexualität ist ge-
nauso normal wie die Heterosexualität. So
lange können Sie immer weitermachen und
sagen: Wir sind diskriminiert!
Beck: Herr Bischof Dyba, ich akzeptiere
Ihre religiöse und gesellschaftliche Über-

zeugung, aber ich sage Ihnen: In
einer demokratischen Gesell-
schaft kann das nicht die Grund-
lage für ein Miteinander sein. Die
Religionsfreiheit ist ebenso ge-
schützt wie Homosexualität und
Heterosexualität.
Dyba: Da bin ich völlig mit 
Ihnen einverstanden, dass Kirche
natürlich nicht bestimmen kann,
wie die Demokratie in der
Gesellschaft organisiert wird.
Homosexuelle können nicht die
Rechte der Ehe in Anspruch
nehmen, weil sie eheunfähig 
sind.
Beck: Das entspricht Ihrem ka-
tholischen Eheverständnis. Das
ist aber nicht das Eheverständnis
des Grundgesetzes und des Bür-
gerlichen Gesetzbuchs.

Dyba: Aber sehr wohl! Das deutsche 
Recht geht bei der Ehe von Mann und 
Frau aus.
Beck: Aber Homosexuelle können in
gleicher Weise Verantwortung überneh-
men.
Dyba: Wenn jetzt ein 50-jähriger Beamter
einen Lebenspartner, etwa von 20, hier an-
reisen lässt und dann mit 70 das Zeitliche
segnet, soll dann dieser angereiste Lebens-
partner hier jahrzehntelang deutsche Be-
amtenpensionen kassieren?
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nnes Paul II.: „Das ist ein Kulturkampf“

Homosexuellen-Umzug in Rom: „Das finde ich nicht normal“
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Beck: Sie versuchen wirklich sehr ge-
schickt, mit abwegigen und konstruierten
Beispielen Stimmung zu machen.
Dyba: Danke gleichfalls!
Beck: Sie unterschätzen die wirkliche
Dramatik. Folgender Fall: Da studieren hier
in Frankfurt an der Universität ein Deut-
scher und ein Chilene gemeinsam. Sie
verlieben sich ineinander und leben über
Jahre zusammen. Dann ist das Studium
des Ausländers beendet. Damit erlischt
sein Aufenthaltsrecht in Deutschland, und
diese Liebes- und Lebens-
gemeinschaft wird zerstört.
Liebe verdient Respekt. Das
können wir gesetzlich nur
regeln, wenn wir gleichge-
schlechtlichen Partnern die
gleichen Voraussetzungen ge-
ben wie Ehepaaren. 
SPIEGEL: Bischof Dyba, Sie
nicken, wenn auch zögerlich. Ist
das einer der Diskriminierungs-
fälle, die auch die katholische
Kirche abschaffen würde?
Dyba: Nein, das kann man so
nicht sagen, denn eine homo-
sexuelle Freundschaft ist nie
eine Ehe. Das ist nicht ver-
gleichbar. Dann sollen sie eben
wie Freunde miteinander …
Beck: Es geht hier um Liebe,
Herr Dyba!
SPIEGEL: Dazwischen liegt eine ganze 
Menge.
Dyba: Und es geht um eine sexuelle Praxis,
die von der Kirche als Verirrung abgelehnt
wird und die der natürlichen Ordnung wi-
derspricht.
SPIEGEL: Wie wollen Sie bei dieser Haltung
gleichzeitig Ihren Anspruch erfüllen, nicht
diskriminierend zu sein?
Dyba: Die vermeintlich Diskriminierten ha-
ben doch eine sehr starke Position in der
Gesellschaft. Ich muss mal wieder zu einem

Papst Joha
konkreten Beispiel kommen: Wenn ein He-
terosexueller entkleidet und obszön gesti-
kulierend durch die Straßen läuft, wird er
vom Schutzmann auf die Wache geführt
und bekommt eine Anzeige wegen Erre-
gung öffentlichen Ärgernisses. Wenn sich
das wiederholt, wird er zur Beobachtung in
ein Krankenhaus kommen. Wenn aber Ho-
mosexuelle halb nackt durch die Straßen
laufen und obszöne Gesten machen, kom-
men sie nicht auf die Wache, sondern ins
Fernsehen und werden stundenlang gefeiert.
SPIEGEL: Sie meinen die Schwulenparade,
den Christopher Street Day?
Dyba: Ja. Oder denken Sie an die entsetz-
lichen Demonstrationen beim Papst-
Besuch in Berlin, als Nackte auf das 
Papst-Auto sprangen. Wenn sie sich so 
benehmen, dann kommen die Menschen
natürlich auf die Idee, dass sie nicht nur 
homosexuell sind, sondern auch etwas 
anderes nicht stimmt.
SPIEGEL: Was ist für Sie beim Christopher
Street Day denn geistesgestört?
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Dyba: Vergleichen wir es mit dem Rosen-
montagszug, wo jeder weiß, jetzt beneh-
men wir uns wie die Narren. Wenn bei der
Schwulenparade im Fernsehen 30-mal wie-
derholt wird: „Das, was an Köln mir so ge-
fällt, es ist der geilste Arsch der Welt“, fin-
de ich das nicht normal. 
Beck: Der Christopher Street Day ist für
uns Schwule und Lesben natürlich heute so
etwas wie Karneval im Sommer. Ich glau-
be, bei der Love-Parade ist genauso wenig
Kleidung angesagt. Das sind Phänomene
einer neuen Jugendkultur. Davon sind Sie
in Fulda vielleicht ein bisschen weiter weg.
Wir in Köln finden das völlig normal. 
Dyba: Das ist für mich nicht normal.
SPIEGEL: Ist es so, dass Ihr Bistum Fulda, als
letzte Bastion in Deutschland, den Kultur-
kampf gegen die Mehrheit führen muss?
Dyba: Nein, das ist so nicht der Fall.
SPIEGEL: Aber es ist ein Kulturkampf?
Dyba: Ja, natürlich. 
Beck: Welche Kultur kämpft denn da gegen
welche in Deutschland?
Dyba: Die bestehende, die wir noch haben.
Die christlich-abendländische Kultur löst
sich auf. Natürlich entscheidet in einer 
demokratischen Gesellschaft die Mehr-
heit. Aber bei der Kirche entscheidet die
Wahrheit.
Beck: Der Papst, nicht die Wahrheit. Ich
glaube, die Auseinandersetzung, die es
jetzt gibt, ist ein Kampf um die Erneuerung
von Institutionen und die Bekräftigung der
Werte, die wir damit verbinden. Es geht
darum, Verantwortung, Solidarität und

auch den Familiengedanken in
moderner Form zu erhalten. Ich
werbe für eine republikanische
Grundhaltung: Es darf niemand
diskriminiert werden.
Dyba: Da bin ich Ihrer Meinung,
aber das ist nicht Diskriminie-
rung. Apropos Papst, dazu möch-
te ich doch noch eines sagen: Die
katholische Kirche ist die liberals-
te Organisation auf der Welt.
Beck: Das ist mir jetzt neu.
Dyba: Bei uns – mit einer Milliar-
de Mitgliedern – ist nur einer un-
fehlbar, und der auch nur alle 50
Jahre einmal, bei einer Ex-cathe-
dra-Entscheidung. Vergleichen
Sie das mal mit einem Grünen-
Parteitag!
Beck: Vielleicht gestehen Sie ein-
fach mal anderen Menschen zu,

dass das, was Sie äußern, verletzend sein
kann. Ich erwarte nicht, dass Sie mir nach
dem Mund reden, aber ich erwarte, dass
wir untereinander zu Höflichkeitsformen
zurückfinden und dass wir Respekt vor der
anderen Position haben.
Dyba: Höflichkeitsformen, wie Ihre Leute
sie dem Papst in Berlin gezeigt haben, ja?
Halten Sie das für Höflichkeitsformen?
Beck: Ich habe dem Papst nichts getan.
SPIEGEL: Herr Beck, Erzbischof Dyba, wir
danken Ihnen für dieses Gespräch.

D
P
A

89


